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Abgestimmtes Vorgehen
Staatsminister Rainer Robra legt im Interview die Eckpunkte der IT-Strategie von Sachsen-
Anhalt dar und spricht über verwaltungsübergreifende Kooperationen, die Bedeutung von 
Standardisierung und die Position des Bundeslandes im Ländervergleich.

Herr Staatsminister, im Juli hat Sach-
sen-Anhalt eine IT-Strategie verabschie-
det. Was wird darin festgelegt?

In der IT-Strategie wird für die 
wesentlichen ressortübergreifen-
den IT-Bereiche die Ausgangs-
situation beschrieben, werden 
Grundsätze und Ziele definiert 
sowie konkrete Maßnahmen zur 
Erreichung dieser Ziele festgelegt. 
Dabei bezieht sich die IT-Strategie 
bewusst auf einen Betrachtungs-
zeitraum von circa fünf Jahren. Die 
Strategie legt die Verantwortungs-
ebenen der IT-Organisation, deren 
Aufgaben sowie Weisungs- und 
Wirkungsketten fest. Sachsen-An-
halt setzt mit der neuen IT-Stra-
tegie auf eine zentrale Steuerung 
der IT-Belange der Landesverwal-
tung. Außerdem wird das weitere 
Vorgehen zur Schaffung einer IT-
Gesamtarchitektur der Landesver-
waltung als Basis für das künftige 

Management von 
Daten und Diens-
ten festgelegt. Wir 
folgen dabei dem 
Grundsatz,  dass 
die  Ressorts  im 
Wesentlichen für 

die Daten zuständig sind, während 
die Infrastruktur vom zentralen 
IT-Dienstleister bereitgestellt und 
betrieben werden soll. Eine kon-
sequente Standardisierung soll 
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in den Bereichen IT-Architektur, 
Arbeitsplatzsysteme, Server sowie 
Sof tware  und Datenformate 
durchgesetzt werden. Darüber 
hinaus dient die IT-Strategie als 
Handlungsgrundlage für länder-
übergreifende Kooperationen der 
Fachverwaltungen.

Welche Ziele möchte die Landesregie-
rung mit der Strategie verwirklichen?

Ziel der Verwaltungsmoder-
nisierung ist die Stärkung des 
Standortes Sachsen-Anhalt. Die 
IT-Strategie strebt dabei den un-
terstützenden Einsatz einer leis-
tungsfähigen und modernen IT an. 
Mit der Schaffung einer einheit-
lichen IT-Architektur sowie der 
Vorgabe verbindlicher Standards 
und Richtlinien bei gleichzeitiger 
Bündelung analoger Aufgaben der 
Ressorts soll die IT effektiver und 
kostengünstiger gestaltet werden. 
Die dadurch bei den Ressorts frei 
werdenden Kapazitäten können 
künftig für die Erfüllung der Fach-
aufgaben eingesetzt werden. Dies 
kann nur gelingen, wenn auf der 
operativen Ebene des Landes ein 
zentraler IT-Dienstleister zur Ver-
fügung steht.

Welche Bedeutung messen Sie Stan-
dardisierung und dem Einsatz von 
Standardlösungen bei?

D i e  F e s t -
l e g u n g  u n d 
A n w e n d u n g 
einheitlicher IT-
Standards sind 
von elementa-
rer Bedeutung 
für den Aufbau 
einer homoge-
nen IT-Land-
schaft. Mit der 
Standardisierung wird einerseits 
Interoperabilität beziehungsweise 
Vermeidung von Abhängigkeiten 
und andererseits Kostenreduzie-
rung bei der Beschaffung sowie 
Investitionssicherheit angestrebt. 

Welche Vorteile bringt eine ebenen-
übergreifende Kooperation?

Die Fachverwaltungen des Lan-
des kooperieren bereits seit Jahren 
in verschiedenen Bereichen mit 
dem Bund und anderen Bundes-
ländern. Dadurch kann Sachsen-
Anhalt die in übergreifenden Ver-
bünden erstellten Fachverfahren 
nutzen und so kostenaufwändige 
Anwendungsentwicklungen weit-
gehend vermeiden. Die frühzeitige 
Mitarbeit in Entwicklerverbünden 
ermöglicht eine umfassende Einbe-
ziehung unserer informationstech-
nischen Anforderungen. Bei der 
Einführung von IT-Verfahren hat 
daher die Verwendung existieren-
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„Sachsen-Anhalt braucht den Vergleich 
mit anderen Ländern nicht zu scheuen.“

der Lösungen und die Beteiligung 
an Entwicklerverbünden Vorrang 
vor Eigenentwicklungen.

Wie soll die Zusammenarbeit zwi-
schen Land und Kommunen künftig 
ablaufen?

Die seit Januar 2006 bestehen-
de Rahmenvereinbarung über die 
Zusammenarbeit in den Bereichen 
IT und E-Government bildet die 
Grundlage für eine stetige und 
umfassende Kooperation. Kon-
krete Vorteile für die Kommunen 
konnten bisher durch die gemein-
same Nutzung der Bürgerinfor-

mationsdienste des Landesportals 
sowie durch den Anschluss von 
über 90 Prozent der hauptamtlich 
verwalteten Kommunen an das 
Landesdatennetz realisiert wer-
den. Derzeit baut das Land ein 
Extranet-Angebot mit relevanten 
Informationen aus der Landesver-
waltung für die Kommunen auf. 
Die Koordinierung der Einbindung 
der kommunalen Ebene erfolgt in 
der ständigen AG IT Land-Kom-
munen. Begleitend zu den strate-
gischen Bemühungen hat das Land 
eine Gremienstruktur aufgebaut, 
die sicherstellt, dass alle Verwal-
tungsebenen zeitnah über neue 
Entwicklungen informiert werden. 
Neben einer landesweit besetz-
ten Kommunenredaktion für den 
Bürgerservice und verschiedenen 
Arbeitskreisen mit den kreisfreien 
Städten, der Wirtschaft und der 
Hochschule Harz hat sich zum 
Beispiel die Hederslebener Runde 
positioniert, in der sich Vertreter 
aus den Ministerien, Kommunen 

und der Wirtschaft über E-Govern-
ment-Belange austauschen.

Welche Bedeutung hat der Einsatz 
von IT und E-Government-Lösungen für 
die Verwaltung?

Die Einführung einer gemeinsa-
men, ressortübergreifenden IT-Ar-
chitektur in Sachsen-Anhalt bildet 
die Grundlage für die Bereitstellung 
von bedarfs- und bürgerorientier-
ten Angeboten. Damit wird die  
E-Government-Initiative des Lan-
des unterstützt und somit zum 
Beispiel auch den rechtlichen 
Anforderungen der EU-Dienstleis-

tungsrichtlinie entsprochen. Zur 
Verknüpfung der E-Government-
Bestrebungen mit der IT-Strategie 
wurden die Festlegungen des 
E-Government-Maßnahmenplans 
2008/2009 in der IT-Strategie be-
rücksichtigt. Eine kontinuierliche 
Abstimmung der Aufgabengebiete 
IT, E-Government und Verwal-
tungsmodernisierung erfolgt über 
die etablierten Gremien des Lan-
des, insbesondere den Ständigen 
Staatssekretärsausschuss IT unter 
meinem Vorsitz.

Wie ist Sachsen-Anhalt im Vergleich 
der Länder im Bereich E-Government 
aufgestellt?

Sachsen-Anhalt braucht den 
Vergleich mit anderen Ländern 
nicht zu scheuen. Wir arbeiten in 
verschiedenen Projektgruppen der 
Deutschland-Online-Vorhaben zur 
IT-Umsetzung der EU-DLR und 
zur einheitlichen Behördenruf-
nummer 115 mit. Die Ergebnisse 

haben Berücksichtigung bei der 
strategischen Ausrichtung un-
serer E-Government-Planungen 
gefunden. Zugleich konnten Er-
fahrungen der praktischen Arbeit 
in bundesweite Gremien kommu-
niziert werden. Ein Beispiel ist die 
Kooperation mit Niedersachsen 
und Thüringen. Beide Länder ha-
ben sich für die Nutzung des sach-
sen-anhaltischen Bürgerservices 
entschieden. In Kürze werden in 
Sachsen-Anhalt die zentralen Ge-
schäfts- und Koordinierungsstellen 
für die „Pflege, Weiterentwicklung 
und technische Bereitstellung 
eines bundesweit abgestimmten 
Kataloges für Verwaltungsleis-
tungen“ und den „Verbund der 
Zuständigkeitsfinder“ ihre Arbeit 
aufnehmen. Beide Projekte entfal-
ten schon jetzt länderübergreifen-
de Auswirkungen bei der Vernet-
zung von ebenenübergreifenden 
Dienstleistungsportalen und sind 
Bestandteil der IT-Umsetzung des 
Behördenrufs 115 und der EU-
Dienstleistungsrichtlinie.
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